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   In einem Interview aus dem Juni
2000 gab Anthony Giddens so etwas wie
eine Definition eines wohlgeordneten Ge-
meinwesens: Für eine anständige Gesell-
schaft, erklärte er, brauche man drei Berei-
che, die obendrein gleich gewichtet sein
müssten: „Man benötigt eine gute aktive
Regierung. Aber zu viel Regierung wird
schnell bürokratisch. Man braucht weiterhin
eine anständige Marktwirtschaft. Aber
durch einen zu starken Markt wird alles
kommerzialisiert, und das ist nicht wün-
schenswert. Schließlich braucht man noch
eine starke Zivilgesellschaft. Aber falls die-
se zu stark wird, artet sie in eine Art von An-
archie aus, wie man sie zum Beispiel in
Nordirland beobachten kann. Eine gute Ge-
sellschaft hält diese drei Bereiche im
Gleichgewicht.“ (Giddens, 2000, S. 336)
Giddens´ Formel ist paradigmatisch für das,
was man mit Michel Foucault die Gouver-
nementalität der Gegenwart nennen könn-
te. Mit diesem Begriff bezeichnete der fran-
zösische Philosoph und Historiker die Rati-
onalitäten und Technologien des Regierens
und Sich-selbst-Regierens, deren Transfor-
mationen er vor allem in seinen späten Ar-
beiten nachging. (Foucault 2000) Sein Be-
griff des „Regierens“ greift dabei – im Un-
terschied zu dem von Giddens – weit über
die Sphäre des Staates hinaus bzw. setzt
weit unterhalb staatlicher Interventionen
ein und bezieht sich auf „die Gesamtheit
von Prozeduren, Techniken, Methoden, wel-
che die Lenkung der Menschen untereinan-
der gewährleisten“. (Foucault 1996, S. 118f.)
Foucault sprach in diesem Zusammenhang
auch von der „Führung der Führungen“, wo-
bei „führen“ im Doppelsinn des französi-
schen (se) conduire gleichermaßen „die Tä-
tigkeit des ‚Anführens‘ anderer (vermöge
mehr oder weniger strikter Zwangsmecha-
nismen) und die Weise des Sich-Verhaltens
in einem mehr oder weniger offenen Feld
von Möglichkeiten“ einschließt. (Foucault
1987, S. 255) Historisch angelegte wie ge-
genwartsbezogene Gouvernementalitäts-
Analysen, wie sie sich insbesondere im ang-
loamerikanischen Bereich als eigenständi-
ge Forschungsrichtung etabliert haben,
richten ihr Augenmerk auf die Mechanis-
men der Fremd- und Selbstführung, auf
jene Ensembles von Verstehensformen, Zu-

richtungsstrategien und Selbsttechnologi-
en, aus denen sich die „Menschenregie-
rungskunst“ zusammensetzt.
Ausgehend von Giddens´ Bestimmung und
methodisch anschließend an die govern-
mentality studies versucht der folgende Bei-
trag, so etwas wie eine Grammatik zeitge-
nössischen Regierens herauszupräparieren.
Harmonischer Ausgleich der Sphären
Zunächst fällt auf, dass Giddens ein Balan-
cemodell entwirft: Staat, Marktwirtschaft
und Zivilgesellschaft sollen so austariert
werden, dass jede Sphäre die Expansion der
beiden anderen be-
grenzt. Die destrukti-
ven Effekte einer hy-
pertrophen Verwal-
tung sollen ebenso
vermieden werden
wie die eines verall-
gemeinerten Wett-
bewerbs oder der
Auflösung sozialer
Kohäsion. Eine gute
Regierung – im be-
schriebenen weiten
Sinne des Wortes –
ist demnach jene,
bei der politische,
ökonomische und
bürgerschaftl iche
Steuerungs- bzw.
Selbststeuerungs-
mechanismen in ei-
nem ausgewogenen Verhältnis zueinander
stehen. Governance statt Government also.
Darin steckt zugleich eine dreifache Absto-
ßung: erstens von jeder Form eines politi-
schen Totalitarismus, aber auch von Plan-
barkeitsutopien sozialdemokratischer Pro-
venienz; zweitens vom ökonomischen Im-
perialismus der Neoliberalen, schließlich
drittens von der kommunitaristischen Ver-
klärung traditioneller Gemeinschaftsbin-
dungen. An die Stelle der vertrauten Null-
summenspiele – Staat versus Markt, Kon-
kurrenz versus Kooperation, souveräne Ord-
nung versus Selbstorganisation der Bürger
– soll eine Win-win-Konstellation treten,
die alle drei Sphären stärkt, indem sie jede
ihr Maß an den beiden anderen finden lässt.
Da weder eine Sphäre über die anderen do-
minieren soll, noch eine übergeordnete In-

stanz existiert, welche ihr Verhältnis regu-
liert, kann das angestrebte Gleichgewicht
nur aus dem freien Spiel der Kräfte hervor-
gehen. Auf diese Weise wird es möglich,
mehr Markt und mehr Staat zu fordern, den
Wettbewerb zu verschärfen und mehr Soli-
darität einzuklagen, die Kompetenzen der
Administration zu erweitern und den Ein-
fluss zivilgesellschaftlicher Akteure zu stär-
ken.
In dieser Gleichzeitigkeit von politischer,
marktwirtschaftlicher und zivilgesellschaft-
licher Mobilisierung liegt das Paradigmati-

sche von Giddens´ trinitarischer Formel.
Zeitgenössische Regierungslehren zeich-
nen sich dadurch aus, dass sie Politik und
Ökonomie gleichermaßen dezentrieren
und die Sphäre der Zivilgesellschaft auf-
werten. Balancemodelle sind Befriedungs-
projekte. Dazu müssen sie einerseits unter-
stellen, dass jene Sphären, die sie in ein aus-
gewogenes Verhältnis zueinander bringen
wollen, sich tatsächlich so voneinander
trennen lassen, wie es Giddens´ Drei-Rei-
che-Lehre suggeriert. Andererseits müssen
sie ausblenden, dass die innere Dynamik
jedes Bereichs beständig nicht nur diesen
selbst zu destabilisieren, sondern auch die
Integrationskraft der beiden anderen zu un-
tergraben droht.
Die Gleichgewichtsszenarien sind deshalb
weniger deskriptiv als präskriptiv. Sie be-
schreiben nicht die Realität, sondern geben
die Richtung vor, in der diese verändert
werden soll. Gleichwohl lassen sich die
Good-Governance-Konzepte keineswegsDr. Ulrich Bröckling, Soziologe, lebt inFreiburg
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auf einen moralischen Imperativ reduzie-
ren. Sie bezeichnen vielmehr erstens das
Telos der Regierungsanstrengungen,
zweitens liefern sie eine Vielzahl von Strate-
gien und Taktiken, um dieses Telos zu errei-
chen, drittens legen sie spezifische Wirk-
lichkeitsbereiche und Wahrheitskriterien
fest, in denen bzw. gemäß denen die inten-
dierten Interventionen operieren,
schließlich entspricht ihnen viertens ein
spezifischer Modus der Subjektivierung, d.h.
sie rufen den Einzelnen in einer spezifi-
schen Weise als Subjekt an. Als mündigen
Demokraten beispielsweise, als unterneh-
merisches Selbst oder als engagiertes Mit-
glied von Vereinen, Bürgerinitiativen oder
Selbsthilfegruppen. Anrufung meint hier, im
Althusser’schen Sinne, dass der Einzelne von
den Instanzen, die auf ihn einwirken, immer
schon als das Subjekt adressiert wird, zu
dem er erst gemacht werden bzw. sich
selbst machen soll. Weil die zeitgenössi-
schen Programme des Regierens und Sich-
selbst-Regierens auf die parallele Mobili-
sierung und zugleich auf ein Gleichgewicht
von Staat, Markt und Zivilgesellschaft ge-
eicht sind, müssen sie die Individuen mit
widersprüchlichen Anrufungen konfrontie-
ren. Der ausbalancierten „guten Gesell-
schaft“ entspricht die von jedem einzelnen
immer wieder neu herzustellende Balance
zwischen seiner Existenz als Marktsubjekt,
als Zivilgesellschaftsakteur und als Staats-
bürger. Konflikte sind dabei vorprogram-
miert, doch wenn die Therapie immer
schon feststeht, ist auch die Diagnose kein
Problem: Wer den an ihn gestellten Anfor-
derungen nicht genügt, dem mangelt es an
innerem Gleichgewicht. – Die folgenden
Abschnitte umreißen die Konturen der drei
Anrufungsfiguren.

Konturen des unternehmerische Selbst
Die inflationäre Rede von Ich AG´s, Intrapre-
neuren und Arbeitskraftunternehmern
zeichnet den Menschen als Shareholder sei-
nes individuellen Humankapitals, der in al-
ler unternehmerischen Freiheit, aber auch
bei vollem Geschäftsrisiko sein Leben ma-
nagt. In dieser Figur verdichten sich eine
Vielzahl gegenwärtiger Subjektivierungs-
programme. Die Anrufung des unterneh-
merischen Selbst erschöpft sich nicht in po-
litischer Semantik, sie bündelt nicht nur ei-
nen Kanon von „Du sollst dieses“- „Du darfst
nicht jenes“-Regeln, sondern definiert auch
die Wissensformen, in denen Individuen die
Wahrheit über sich erkennen, die Kontroll-
und Regulationsmechanismen, denen sie
ausgesetzt sind, sowie die Praktiken, mit de-
nen sie auf sich selbst einwirken. Das unter-
nehmerische Selbst bildet den Fluchtpunkt
jener Kraftlinien, die – unter anderem – in
institutionellen Arrangements und admi-
nistrativen Regelungen, in Arbeits- und Ver-
sicherungsverträgen, in Trainingsprogram-
men und Therapiekonzepten, in medialen

Inszenierungen und alltäglichen Performan-
zen wirksam sind.
Nach Foucault ist die Gouvernementalität
neoliberaler Prägung generell dadurch ge-
kennzeichnet, dass der Markt als „eine Art
von ständigem ökonomischen Tribunal ge-
gen die Regierung“ (Foucault 2004, S. 342)
fungiert, vor dem sich alle Formen mensch-
lichen Handelns und Sich-Verhaltens  zu
verantworten haben: „Das Ökonomische ist
in dieser Perspektive nicht mehr ein fest
umrissener und eingegrenzter Bereich
menschlicher Existenz, sondern sie umfasst
prinzipiell alle Formen menschlichen Han-
delns und Sich-Verhaltens.“ (Foucault 1979,
248f.) Die Fähigkeit der Individuen, als freie
und rationale Marktsubjekte zu agieren, er-
scheint – anders als im Liberalismus des 18.
Jahrhunderts – nicht mehr als gegebene
anthropologische Konstante, die lediglich
freizulegen, auf die im übrigen aber nicht
weiter einzuwirken ist. Der homo œconomi-
cus des Neoliberalismus ist vielmehr ein
künstliches, behavioristisch formbares We-
sen, das permanenter Konditionierung be-
darf, die wiederum keine Instanz effizienter
leisten können soll als der Markt selbst.
Dessen Omnipräsenz, so die suggestive
Botschaft, lässt nur die Alternative, sich ent-
weder rückhaltlos dem Wettbewerb zu
stellen oder als Ladenhüter zu verstauben.
Erfolg hat nur, wer sich der Dynamik des
Marktes mimetisch angleicht oder sie gar
zu überbieten sucht, mit anderen Worten:
wer beweglich genug ist, seine Chance zu
ergreifen, bevor ein anderer es tut.
Das unternehmerische Selbst ist deshalb
zunächst auf Findigkeit, Innovation und die
Übernahme von Unsicherheit geeicht, aber
es soll zugleich die minutiöse Kontrolle und
vorausschauende Planung nicht preisge-
ben. Auf der einen Seite soll es ein detail-
besessener Rationalisierer und Risikomana-
ger des eigenen Lebens sein, auf der ande-
ren Seite ein Motivationsgenie, das unab-
lässig nach neuen Höchstleistungen strebt
und ein Dauerfeuerwerk kreativer Ideen
abbrennt.
Die Anrufung des unternehmerischen
Selbst radikalisiert den Individualisierungs-
sog moderner Gesellschaften – und zeitigt
die gleichen anomischen Effekte. Für den
Markterfolg gilt die Maxime: Jeder könnte,
aber nicht alle können. Es ist diese Kombi-
nation von allgemeiner Möglichkeit und ih-
rer selektiven Realisierung, welche die öko-
nomische Bestimmung unternehmeri-
schen Handelns zum Telos individueller
Optimierungsanstrengungen macht und
zugleich jenen, die im täglichen survival of
the fittest unterliegen, die alleinige Verant-
wortung für ihr Scheitern aufbürdet. Nie-
mand ist ein immer und überall Entrepre-
neur, aber jeder kann und soll seine unter-
nehmerischen Tugenden ausbauen. Ob das
gelingt, erweist sich allein am Vorsprung
gegenüber den Konkurrenten.

Dass man in allen Lagen unternehmerisch
agieren soll, die unternehmerischen Quali-
täten aber immer nur relational zu jenen
der Mitbewerber zu bestimmen sind, ver-
leiht dem Handeln den Charakter eines
sportlichen Wettkampfs. Diesem Wett-
kampf kann sich niemand entziehen, aber
nicht alle spielen in der gleichen Liga. Mö-
gen die Aufstiegschancen noch so ungleich
verteilt sein, jeder kann seine Position ver-
bessern – sofern und solange er findiger, in-
novativer, selbstverantwortlicher, führungs-
bewusster usw. ist als die anderen. Umge-
kehrt droht jedem der Abstieg, unter Um-
ständen bis ins Bodenlose, wenn die Kon-
kurrenz ihn überholt. Für spielerische
Leichtigkeit und noble Fairness bleibt
dabei wenig Raum; es herrscht das bedin-
gungslose Diktat des Komparativs. Das un-
ternehmerische Selbst ist nicht nur Leitbild,
sondern auch Schreckbild. Was alle werden
sollen, ist zugleich das, was allen droht.

Governing (by) community
Die Marktvergesellschaftung braucht des-
halb Widerlager, und hier kommt die Zivil-
gesellschaft ins Spiel. Sie bildet, so Gerhard
Schröder in einem Aufsatz, auf den sich
auch Giddens in seinem Interview bezieht,
den „wichtigsten Ort sozialer Teilhabe“. In
ihr müsse „die Identifikation geschaffen
werden, die den Einzelnen an die Gesell-
schaft bindet.“(Gerhard Schröder 2000, S.
204) Auch hier ein Mobilisierungsdiskurs
und der gleiche appellative, wenn nicht im-
perativische Ton wie bei der Beschwörung
des unternehmerischen Selbst: Eine En-
quete-Kommission des Bundestags widmet
sich der „Zukunft des bürgerschaftlichen
Engagements“, das der fraktionsübergrei-
fende Antrag zu ihrer Einrichtung vorab
schon zur „unverzichtbaren Bedingung für
den Zusammenhalt der Gesellschaft“ er-
klärt. ( Deutscher Bundestag, Drucksache
14/2351 vom 14.12.1999) Der Deutsche
Sportbund startet zusammen mit der Com-
merzbank eine Kampagne „Sport braucht
Dein Ehrenamt“ (www.ehrenamt-im-
sport.de), und eine „Aktion Gemeinsinn e.V.“
prämiert unter der Parole „Hier wird
Deutschland verändert“ die besten Vor-
schläge, „was man im Sinne des Gemein-
wohls tun kann“. Kritische Stimmen, so etwa
Claus Offe (1999, S. 119), halten solche Stra-
tegien der moral suasion für kontraproduk-
tiv und favorisieren statt dessen  „‚weiche‘
und indirekt wirkende Methoden“, z.B. ein
verändertes Vereins- und Stiftungsrecht
oder die Bereitstellung von Infrastruktur für
selbstorganisierte Bürgeraktivitäten. Die
Einwände beziehen sich jedoch allein auf
die Art und Weise der Mobilisierung. Hin-
terfragt werden die Steuerungsinstrumen-
te, nicht das Ziel einer starken Zivilgesell-
schaft. Sie stellt ein Konstrukt von enormer
Anziehungskraft dar, das über politische
Fraktionierungen und soziale Milieus, Diszi-
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plingrenzen und fachliche Zuständigkeiten
hinweg fraglose Plausibilität beanspruchen
kann.
Angerufen wird in den Aktivierungskampa-
gnen nicht der individuelle Nutzenmaxi-
mierer, sondern das verantwortliche und
solidarische social being. Intermediäre In-
stanzen wie Familie, Vereine, durch ethni-
sche Herkunft oder religiöse Bekenntnisse
geprägte Gemeinschaften, Special-Inte-
rest-Gruppen und Betroffenen-Initiativen
aller Couleur sollen jenen „sozialen Kitt“ be-
reitstellen, auf den die Marktwirtschaft,
aber auch das politische System angewie-
sen sind, ohne ihn selbst – zumindest in
ausreichendem Maße – produzieren zu
können. Dem neoliberalen governing by
market tritt als Korrektiv und Kompensation
ein governing by community, der utilitaristi-
schen Moral des unternehmerischen Selbst
eine mutualistische Gemeinschaftsethik
zur Seite. (Rose 2001)
Dieses Regieren durch Gemeinschaft un-
terliegt ebenfalls der Tendenz zur Professio-
nalisierung und Verwissenschaftlichung, die
sich Signum des 20. Jahrhunderts ausma-
chen lässt und die sich im 21. fortsetzt. Die
Zivilgesellschaft muss – als sozialer Raum
wie als sozialer Handlungsmodus – erst „er-
funden“ d.h. definiert, sichtbar gemacht und
so modelliert werden, dass auf sie gezielt
eingewirkt werden kann. Ebenso wie das
unternehmerische Selbst bedürfen ihre Ak-
teure fortwährender Stimulation und Un-
terstützung. So sammeln Forschungsinstitu-
te Daten über Umfang und Breite des bür-
gerschaftlichen Engagements, entwerfen
Think tanks Leitbilder, während Sozialarbei-
ter zu Community organizers promoviert
werden und Anstellung in Freiwilligen-
agenturen, Nachbarschaftszentren oder
Selbsthilfenetzwerken finden, die
wiederum durch Scharen von Evaluatoren
und Supervisoren beraten und beforscht
werden. Die „technologies of citizenship“
(Cruikshank 1999, S. 67ff.), die dabei zum
Einsatz kommen – Konzepte wie Empower-
ment, Partizipation oder Selbstorganisation,
Verfahren wie Runde Tische, Open Space, Zu-
kunftswerkstätten, Aktionsforschung oder
Mediation –, bauen auf informellen Formen
der Meinungs- und Entscheidungsbildung
auf und überführen sie in wissenschaftlich
angeleitete, häufig professionell betriebe-
ne und institutionell abgestützte Metho-
den.
Wie der Markt neben den erfolgreichen Un-
ternehmern auch ein Heer von Überflüssi-
gen produziert, so definieren die communi-
ties der Zivilgesellschaft nicht nur Zugehö-
rigkeiten, sondern auch Andere, die aus der
Gemeinschaft ausgeschlossen und im Ex-
tremverfall gewaltsam verfolgt werden. Auf
diese „schwarze Seite“ zielt Giddens´ Ver-
weis auf Nordirland.
Bürgermilizen, Jugendgangs, Mafia-Syndi-
kate, Warlords und ihre Banden organisieren

sich nicht nur ebenfalls jenseits staatlicher
Strukturen, sie nutzen auch ähnliche Kohä-
sionskräfte, etwa ethnische, religiöse und fa-
miliäre Bindungen oder Netzwerke gegen-
seitiger Hilfe, wie die „zivilen“ Akteure der
Zivilgesellschaft. Sie mögen die staatlichen
Institutionen erschüttern oder erobern wol-
len oder aber keinerlei politischen Ambiti-
onen hegen, sie mögen als „Gewaltunter-
nehmer“ ökonomische Interessen verfol-
gen oder sich selbstlos für welche Ziele
auch immer aufopfern, sie agieren
jedenfalls im „weitgehend selbst-regulier-
ten sozialen Raum bürgerschaftlichen En-
gagements zwischen Staat, Ökonomie und
Privatsphäre“, so sehr ihr Handeln auch dem
widerspricht, was Zivilgesellschaft aus-
macht, wenn man diese darüber hinaus
noch als „ein noch immer nicht eingelöstes
Zukunftsprojekt menschlichen Zusammen-
lebens in der Tradition der Aufklärung“
(Kocka 2001, S. 1) definiert. Die normative
Aufladung ist gewiss ein Grundzug des Zi-
vilgesellschaftsdiskurses, aber sie verweist
ex negativo auch darauf, in welchem Maße
die Realität bürgerschaftlicher Selbstorga-
nisation von gegenläufigen Kräften geprägt
war und ist. Diese zivilgesellschaftlichen
Destruktions- und Exklusionspotentiale
sind selbst wiederum normativ aufgeladen,
und die Moral der Zivilgesellschaft oszilliert
ständig zwischen dem Universalismus des
Citoyen und den (Gruppen-)Egoismen der
„Rackets“.
Vom Vorsorgestaat zum aktivierenden Staat
Die dritte Säule von Giddens´ „guter Gesell-
schaft“, der Staat, unterliegt unter den Be-
dingungen marktwirtschaftlicher wie zivil-
gesellschaftlicher Mobilisierung einem
tiefgreifenden Wandel. Die Stichworte sind
geläufig: Postuliert wird ein aktivierender
und befähigender Staat, der fordert und för-
dert, der vom „Verantwortungs-Imperialis-
mus“ früherer Tage Abschied nimmt und
stattdessen die Eigenverantwortung der

Bürger stärkt. Gerhard Schröder inseriert
ihn im bereits zitierten Aufsatz als „Instru-
ment, die Zivilgesellschaft an die Strukturen
der modernen Ökonomie heranzuführen“.
(Schröder 2001, S. 202, 207) Das bedeutet
gewiss eine Verschlankung seiner Aufgaben
wie seines Apparats, doch handelt es sich
bei der gegenwärtigen Transformation des
politischen Systems keineswegs um eine
Deregulierung, sondern um eine Neube-
stimmung staatlicher Regulierungziele und
-mechanismen: So gelangt das altehrwürdi-
ge Subsidiaritätsprinzip mit seiner Ord-
nung gestaffelter Verantwortlichkeiten
wieder zu Ehren, und der „Vorsorgestaat“,
wie ihn François Ewald (1993) in seiner his-
torischen Rekonstruktion der Sozialversi-
cherung beschrieben hat, weicht flexible-
ren und privatwirtschaftlich organisierten
Modellen des Risikomanagements. Diese
lockern (bzw. zerschneiden) das Netz ver-
pflichtender Sicherungssysteme und schaf-
fen stattdessen Anreize für eine individuel-
le „Sorge um sich“.
Den Anrufungen des enterprising self wie
des Gemeinschaftswesens korrespondiert
hier die eines Souveräns seiner selbst, der
den mehr oder minder permanenten Aus-
nahmezustand persönlicher Fährnisse kon-
trolliert und in diesem Sinne sein Leben
führt, wozu die staatlichen Instanzen geeig-
nete Gelegenheitsstrukturen bereitzustel-
len haben. Dieses autonome politische
Subjekt kommt, so zumindest die Ratio des
Aktivierungsdiskurses, seinen Verpflichtun-
gen gegenüber dem Gemeinwesen
ebenso bereitwillig nach wie es mit sei-
nem bürgerschaftlichen Engagement das
Sozialkapital mehrt und die öffentlichen
Haushalte entlastet.
Wie die marktwirtschaftlichen und die zivil-
gesellschaftlichen changieren allerdings auch
die auf den Staat bezogenen gouvernementa-
len Strategien zwischen einer Grammatik der
Sorge und einer Grammatik der Härte. Die Lo-
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gik der Partizipation wird durchkreuzt von
Strategien des Paternalismus, der Disziplinie-
rung und Repression. Ohne Beschwörung von
Opferbereitschaft, ohne selektive Exklusion
der Nicht-Staatsbürger, ohne präventive Kon-
trollmechanismen und sanktionierende Ge-
walt kommt auch der aktivierende Staat nicht
aus. Nicht nur „Fördern“, sondern eben auch
„Fordern“, und wo das nicht fruchtet, auch
„Überwachen und Strafen“.

Der Partizipationsimperativ
Die Anrufungen des unternehmerischen
Selbst, des sozial verantwortlichen Zivilge-
sellschaftsakteurs und des mündigen Staats-
bürgers verhalten sich komplementär
zueinander, gleichwohl lassen sich unschwer
eine Reihe übereinstimmender Merkmale
ausmachen: „Gefordert und gefördert“ wer-
den in allen drei Bereichen Kompetenzen
wie Selbstverantwortung, Eigeninitiative, Ko-
operationsfähigkeit und Flexibilität. Als
Schlüsselqualifikationen sollen sie
gleichermaßen die Türen zum marktwirt-
schaftlichen Erfolg wie zum zivilgesellschaft-
lichen Engagement und zur staatsbürgerli-
chen Teilhabe öffnen können. Gemeinsam ist
ihnen nicht zuletzt das Prinzip der Unab-
schließbarkeit. Erzeugt wird ein Sog, der an-
treibt, ohne dass die Angetriebenen je an-
kommen könnten: Selbstverantwortlich, ini-
tiativ, kooperationsfähig und flexibel ist man
nie genug. Es ist dieser Sog, der die wenn
nicht prästabilierte, so doch stets von Neu-
em zu stabilisierende Harmonie von Staat,
Marktwirtschaft und Zivilgesellschaft sichern
soll, die Giddens postuliert.
Fluchtpunkt der Aktivierungsanstrengun-
gen in allen drei Sphären ist der Imperativ
der Partizipation. Es fällt auf, dass sich in die-
ser Ausrichtung gegensätzliche Kräfte tref-
fen, wenn auch ihre Ziele durchaus
voneinander abweichen. Vereinfacht könnte
man sagen: Die Linke setzt auf Partizipation,
um politischen Widerstand gleichermaßen
mündiger wie solidarischer Bürgerinnen zu
mobilisieren; Konservative erhoffen sich die
Stärkung von Nachbarschaft, Familie und
anderer Gemeinschaften, um so die Kluft
zwischen Individuum und staatlichen „Me-
gastrukturen“ zu überbrücken; Liberale
schließlich sehen Partizipation als eine
Strategie, um von staatlicher Unterstützung
unabhängige, ökonomisch rationale Akteu-
re hervorzubringen, die ihr Leben als Unter-
nehmer in eigener Sache führen.
Partizipation, und das ist es, was die wider-
strebenden Positionen miteinander verbin-
det, hat nicht nur etwas mit Macht, sondern
auch mit Freiheit zu tun, und die Ambiva-
lenzen der Partizipation sind die der Frei-
heit selbst. Betrachtet man das Verhältnis
der beiden Begriffe genauer, so lassen sich
drei unterschiedliche Varianten sowohl von
Freiheit wie von Partizipation identifizieren:
Freiheit kann erstens Befreiung von Unter-
drückung und Ausbeutung, Kampf gegen

Fremdbestimmung bedeuten. Partizipieren
in diesem Sinne heißt, dass diejenigen, de-
ren Stimme bis dahin nicht zählte, sich Ge-
hör verschaffen, dass sie nicht länger nur Be-
fehle entgegennehmen, sondern selbst
über ihr Leben entscheiden, mit anderen
Worten: dass sie sich selbst regieren. Hier
geht es um Auflehnung und Emanzipation.
– Partizipation als Selbstermächtigung. Frei-
heit kann zweitens so etwas wie freiwillige
Zugehörigkeit bedeuten, die Bereitschaft,
sich in ein größeres Ganzes einzufügen und
einzubringen. Partizipieren heißt in diesem
Zusammenhang teilhaben, sich für die Ge-
meinschaft zu engagieren, als deren Teil
man sich begreift. „Frag nicht was Dein
Land für Dich tun kann, frag, was du für Dein
Land tun kannst“, lautet die zeitgemäße Pa-
role. – Partizipation als Selbstbindung.
Drittens meint Freiheit Wahlfreiheit, die
Möglichkeit und die Notwendigkeit, sich
zwischen unterschiedlichen Optionen zu
entscheiden. Wer wählen kann und muss,
kann seine Erfolge und Misserfolge auf nie-
manden abwälzen. Partizipieren in diesem
Sinn ist deshalb gleichbedeutend mit ei-
genverantwortlichem und am individuellen
Interesse ausgerichtetem Handeln. Hier
geht es weniger um Teilhabe als um Teil-
nahme, und zwar um aktive Teilnahme an
den allgegenwärtigen Arbeits-, Beziehungs-
und Aufmerksamkeitsmärkten. Auf diesen
Märkten kann sich nur behaupten, wer un-
ternehmerische Qualitäten zeigt, also inno-
vativ ist, Kosten und Nutzen nüchtern kalku-
liert und zugleich Mut zum Risiko beweist. –
Partizipation als Selbstrationalisierung.
Die drei Varianten lassen sich unschwer den
genannten linken, konservativen und libera-
len Positionen zuordnen, auch wenn sie sich
nur selten trennscharf voneinander abgren-
zen lassen, sondern in wechselnden Verbin-
dungen amalgamieren. Dass der Ruf nach
mehr Partizipation fraglose Plausibilität be-
anspruchen kann, ist nicht zuletzt dieser Viel-
deutigkeit geschuldet. Die Antwort auf die
Frage „Warum sollen Menschen teilhaben?“
fällt ganz unterschiedlich aus, je nach dem,
ob man darunter ein Projekt der Selbster-
mächtigung, der Selbstbindung oder der
Selbstrationalisierung versteht. Die einen er-
hoffen sich größere individuelle Autonomie,
die anderen einen Zuwachs an sozialer Inte-
gration, die dritten mehr Effizienz und Ent-
scheidungsrationalität. Auch auf die umge-
kehrte Frage, welchen Übeln denn mittels
Partizipation begegnet werden soll, gibt es
mehr als eine Antwort: Einmal geht es gegen
Unmündigkeit und Fremdbestimmung, das
andere Mal soll dem Zerreißen des sozialen
Bandes entgegengewirkt werden, im dritten
Fall schließlich gilt der Kampf der Trägheit,
Unflexibilität und Ineffizienz hierarchischer
Führungsmodelle. In allen drei Fällen steht
das geforderte partizipative Regieren und
Sich-selbst-Regieren nicht in Opposition zur
Freiheit, vielmehr handelt es sich um ein Re-

gieren durch Freiheit – governing by free-
dom. Freiheit ist hier nicht das, was durch Re-
gierungspraktiken begrenzt, beschnitten
oder kanalisiert wird, sondern eine Ressour-
ce, die nutzbar gemacht und deshalb ge-
stärkt werden soll.
Den gewährten Partizipationsmöglichkei-
ten steht deshalb ein Partizipationsdruck
gegenüber. Wer sich weigert mitzumachen,
sieht sich leicht als autoritätshörig, verant-
wortungslos oder entscheidungsschwach
gebrandmarkt. Man kann Teilhabe und Mit-
bestimmung nicht erzwingen, aber man
kann für ein Klima sorgen, dass darauf hin-
wirkt, und verfügt auch über die Mittel, um
der Forderung Nachdruck zu verleihen. In
der Sprache der Sozialbürokraten: Wer sei-
ner Mitwirkungspflicht nicht nachkommt,
verliert seinen Leistungsanspruch. Nie-
mand muss den Partizipationsforderungen
nachkommen, der Preis für Verweigerer ist
jedoch hoch: der Ausschluss aus der Ge-
meinschaft der Menschen guten Willens. Ist
das Ideal des Mitbestimmens erst einmal
als moralische Pflicht verankert, wird das
Nicht-mitmachen-Wollen oder -Können
zum Sündenfall schlechthin.
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